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BHG: Anforderungen an die ärztliche Aufklärung

Es entspricht der ständigen Rechtsprechung des IV. Senats des BGH, dass ärztliche Heilein-
griffe grundsätzlich der Einwilligung des Patienten bedürfen, um rechtmäßig zu sein, erklärte 
der Bundesgerichtshof (BGH) mit Beschluss vom 16.8.2022 (AZ: IV ZR 342/21), über welchen 
die Fachzeitschrift „Versicherungsrecht“ in Heft 13 vom 1. Juli 2023 berichtet. Die wirksame Ein-
willigung des Patienten setzt dabei dessen ordnungsgemäße Aufklärung voraus.

Dabei müssen die in Betracht kommenden Risiken nicht exakt medizinisch beschrieben werden. 
Es genügt vielmehr, den Patienten „im Großen und Ganzen“ über Chancen und Risiken der Be-
handlung aufzuklären und ihm dadurch eine allgemeine Vorstellung von dem Ausmaß der mit 
dem Eingriff verbundenen Gefahren zu vermitteln, ohne diese zu beschönigen oder zu ver-
schlimmern. Dabei ist es nicht erforderlich, dem Patienten genaue oder annähernd genaue Pro-
zentzahlen über die Möglichkeit der Verwirklichung eines Behandlungsrisikos mitzuteilen.

Erweckt der aufklärende Arzt beim Patienten aber durch die unzutreffende Darstellung der 
Risikohöhe eine falsche Vorstellung über das Ausmaß der mit der Behandlung verbundenen 
Gefahr und verharmlost dadurch ein verhältnismäßig häufig auftretendes Operationsrisiko, 
so kommt er seiner Aufklärungspflicht nicht in ausreichendem Maße nach, so die Karlsruher 
Richter.


